
 
Ortsgemeinde Hirten 
 

  
Sitzung-Nr.: 036/OGR/028/2024 

 

 

 

 

Niederschrift 
zur öffentlichen Sitzung des Ortsgemeinderates Hirten 

 

 
 
Gremium: Ortsgemeinderat 
 
 

 
 
Sitzung am Dienstag, 08.10.2024   

 
 
Sitzungsort:  
im Gemeindehaus 
 
 

 
 
Sitzungsdauer  
 
von  20:00 Uhr  
bis   22:05 Uhr 

 

Anwesend sind: 

Ortsbürgermeister 
Engels, Werner  

Erster Beigeordneter 
Krebs, Rüdiger  

Ratsmitglied 
Augel, Manfred  
Kugel, Johannes  
Schumacher, Erwin  

 
entschuldigt fehlt: 

Ratsmitglieder 
Bohr, Berthold  
Laux, Jürgen 
 

Zu Top 1 und 2 (bis 20.45 Uhr): 

 

Schmutzler Stefan, Ingenieurgesellschaft Dr. Siekmann und Partner, Thür 

 
Von der Verbandsgemeindeverwaltung Vordereifel: 
- Verwaltungsfachwirt Gäb Jörg (zu Top 1 und 2 bis 20.45)  
- Verwaltungsfachkraft Wicha, Sabine, zugleich als Schriftführerin 
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1. Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass form- und fristgerecht 
mit Schreiben vom 27.09.2024 unter schriftlicher Mitteilung der Tagesordnung, 
eingeladen wurde.  

 
2. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte in der Heimat- und Bürgerzeitung der 

Verbandsgemeinde Vordereifel "Unsere Vordereifel", Ausgabe-Nr. 40/2024 
vom 04.10.2024. 

 
3. Der Vorsitzende stellt fest, dass die Beschlussfähigkeit des Gremiums nach § 

39 gegeben ist. 
 

4. Änderung zur Reihenfolge der Tagesordnung werden nicht beschlossen  
 

5. Die Tagesordnung wird durch einstimmigen Beschluss der anwesenden 
Ratsmitglieder um Punkt 6: Tempo 30 Obere Dorfstraße wegen Dringlichkeit 
ergänzt. 
 

Es ergibt sich folgende Tagesordnung: 
 
 
T A G E S O R D N U N G : 

Öffentliche Sitzung 

 1.  Bebauungsplan "Zwischen der Straße" 
1.1 Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrach-
ten Anregungen 
1.2 Beschluss über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB 
Vorlage: 036/098/2024 

  
 2.  Bebauungsplan "Weiler Weg" 

1. Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Anregungen 
2. weitere Plananpassungen 
3. Beschluss über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB 
-Vorlage wird nachgereicht- 
Vorlage: 036/105/2024 

  
 3.  Wahl einer/eines besonderen stellvertretenden Wahlleiterin/Wahlleiters für die 

Ortsbürgermeisterwahl gemäß § 59 KWG 
Vorlage: 036/095/2024 

  
 4.  Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern ab dem Jahr 

2025 (Hebesatzsatzung) 
Vorlage: 036/103/2024 

  
 5.  Finanzstatusbericht 2024 

Vorlage: 036/104/2024 
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 6.  Tempo 30 Obere Dorfstraße 
  
 7.  Einwohnerfragestunde 
  
 8.  Mitteilungen 
  
 
Es wird wie folgt beraten und beschlossen: 

Öffentliche Sitzung 

 
 1 Bebauungsplan "Zwischen der Straße" 

1.1 Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung vor-
gebrachten Anregungen 
1.2. Beschluss über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes ge-
mäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Vorlage: 036/098/2024 

 
 
1.1  Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung vorge-

brachten Anregungen 
 
Herr Schmutzler, Ingenieurgesellschaft Dr. Siekmann und Partner, Thür, führt durch 
diesen umfangreichen Tagesordnungspunkt: 
 
Der Ortsgemeinderat von Hirten hat am 23.11.2022 den Beschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes "Zwischen der Straße" gefasst. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB durch Ausle-
gung erfolgte vom 07.03. bis zum 08.04.2024. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
erfolgte durch Email vom 29.02.2024. Gelegenheit zur Stellungnahme gem. § 4 Abs. 
1 BauGB wurde bis zum 08.04.2024 gegeben. 
 
Folgende Beteiligte haben mitgeteilt, dass ihrerseits keine Anregungen vorzubringen 
sind: 
 

1. Bundeswehr, BaIUD, Bonn 
2. Deutsche Flugsicherung, Langen 
3. Deutscher Wetterdienst, Offenbach 
4. Forstamt Ahrweiler 
5. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Abt. erdgeschichtliche Denkmalpflege 
6. Handwerkskammer Koblenz 
7. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Gesundheitsamt, Mayen 
8. Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung, Koblenz 
9. Landesfischereiverband, Ockenheim 
10. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Koblenz 
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11. PLEdoc GmbH, Essen 
12. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Rp e.V. 
13. Westnetz, Saffig 

 
Zu folgenden Stellungnahmen sind Beratungen / Beschlüsse erforderlich: 
 

1. Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Westerwald-Osteifel 
2. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referate Bauleitplanung, untere Landespla-

nung, Straßenverkehr, Brandschutz und Naturschutz, Wasserwirtschaft sowie 
Dorferneuerung 

3. Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz  
4. Landesjagdverband 
5. Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln 
6. SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Koblenz 
7. Deutsche Telekom, Mayen 
8. Landesbetrieb Mobilität, Cochem 
9. Wasserversorgungs-Zweckverband Maifeld-Eifel, Mayen  
10. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Generaldirektion Landesarchäologie, Kob-

lenz 
 

1. Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Westerwald-Osteifel, Stellung-
nahme vom 12.03.2024 

 
Inhalt der Stellungnahme: 

 
 
Würdigung: 
Bei der vorliegenden Ausweisung handelt es sich um eine Fläche für eine ortsge-
rechte (Eigen-)Entwicklung (1,2 ha). Hierdurch sollen gerade jungen Familien aus 
dem Ort adäquate Baumöglichkeiten angeboten werden können. Eine konkrete, be-
legbare Nachfrage ist gegeben. Diesbezügliche Zahlen finden sich auch in der Be-
gründung zum Bebauungsplan. 
 
Da es sich vorliegend um ein Verfahren nach § 13b bzw. § 215a BauGB handelt, er-
folgt keine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. Folglich werden auch keine Ersatz-
/Ausgleichsmaßnahmen ermittelt und umgesetzt. 
 
Mit dem betroffenen Landwirt wurden bereits Gespräche geführt. 
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Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
2. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Stellungnahme vom 05.04.2024 
 
2.1 Referat Bauleitplanung 
Inhalt der Stellungnahme: 

 
 

 

 
 
Würdigung: 
Den Ausführungen der Planungsaufsicht wird widersprochen.  
 
Mit dem Eigentümer der westlich angrenzenden beiden Parzellen führt die Ortsge-
meinde Hirten bereits seit geraumer Zeit Gespräche mit dem Ziel, diese Fläche als 
Wohnbaufläche zu entwickeln. Aufgrund verschiedener Umstände ist eine kurzfristi-
ge Realisierung nicht umsetzbar, an der Umsetzung wird jedoch nach wie vor ernst-
haft festgehalten. 
 
Das angeführte Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes bezieht sich auf die Frage 
zur Überplanung einer Fläche nach § 13 a BauGB, also der Wertung als Innenortsla-
ge. Diese Fragestellung hat mit der Frage des Angrenzens i.S.d. früheren § 13 b 
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BauGB wenig gemeinsam und ist hier somit nicht einschlägig. 
 
Darüber hinaus wird auf die aktuelle Rechtsauffassung der Anwaltskanzlei Jero-
min/Kerkmann verwiesen. Diese bewertet die aktuelle Situation wie folgt: 
 
„In der gefundenen Ausgestaltung sieht die Abwicklungsvorschrift des neuen § 215a 
BauGB indes nur vor, dass Bebauungsplanverfahren, die nach § 13b BauGB vor Ab-
lauf des 31.12.2023 förmlich eingeleitet … bzw. Bebauungspläne, die im Verfahren 
nach § 13b BauGB aufgestellt wurden …, unter bestimmten Voraussetzungen und 
Einschränkungen … in entsprechender Anwendung des § 13a BauGB abgeschlos-
sen bzw. geheilt werden können. Hierbei dürfte es wohl um einen „Rechtsfolgenver-
weis“ handeln. Dass tatsächlich aber auch die tatbestandlichen Voraussetzungen 
des § 13b BauGB (Grundfläche von weniger als 10.000 m², Zulassung nur von 
Wohnnutzung und Anschluss an die im Zusammenhang bebauten Ortsteile) vorgele-
gen haben müssen, damit die Verfahren unter Inanspruchnahme des § 13a BauGB 
beendet bzw. geheilt werden können, erscheint aus Sicht des Gesetzes jedenfalls 
nach seinem Wortlaut nicht zwingend erforderlich. 
 
Aufgrund der o.g. Ausführungen wird nach intensiver Diskussion an der Aufstellung 
des vorliegenden Bebauungsplanes auf Basis des § 215a BauGB festgehalten. Die 
Notwendigkeit in ein klassisches Vollverfahren zu wechseln wird nicht gesehen und 
daher abgelehnt. 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
2.2 Referat Brandschutz 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
Die geforderte Löschwassermenge von 800l/min (13,4 l/s) über 2 Stunden kann ge-
mäß Aussage des WVZ bereitgestellt werden. 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
2.3 Referat Wasserwirtschaft 
Inhalt der Stellungnahme: 

 
 
Würdigung: 
Die Begründung zum Bebauungsplan enthält bereits Aussagen zum Thema Starkre-
gen. Unterhalb des Plangebietes befindet sich aufgrund der vorhandenen Topografie 
eine Fluttrasse. 
Der genannte Abflussweg liegt neben dem Plangebiet und grenzt an die künftige 
Rückhaltefläche an. Direkte Beeinträchtigungen/Gefährdungen für das Plangebiet/die 
künftige Bebauung bestehen daher nicht. 
 
Vorgaben oder Empfehlungen aus dem Wasserhaushaltsgesetz oder der Landes-
bauordnung (wie bspw. der genannte Schutz gegen schädliche Einwirkungen) blei-
ben hiervon natürlich unberührt.  
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
2.4 Referat Naturschutz 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
Die Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen zur Durchführung eines Verfah-
rens auf Basis des § 13b bzw. 215a BauGB obliegt nicht der Unteren Naturschutz-
behörde.  
 
Mit dem Eigentümer der westlich angrenzenden beiden Parzellen führt die Ortsge-
meinde Hirten bereits seit geraumer Zeit Gespräche mit dem Ziel, diese Fläche als 
Wohnbaufläche zu entwickeln. Aufgrund verschiedener Umstände ist eine kurzfristi-
ge Realisierung nicht umsetzbar, an der Umsetzung wird jedoch nach wie vor ernst-
haft festgehalten. 
 
Darüber hinaus wird auf die aktuelle Rechtsauffassung der Anwaltskanzlei Jero-
min/Kerkmann verwiesen. Diese bewertet die aktuelle Situation wie folgt: 
 
„In der gefundenen Ausgestaltung sieht die Abwicklungsvorschrift des neuen § 215a 
BauGB indes nur vor, dass Bebauungsplanverfahren, die nach § 13b BauGB vor Ab-
lauf des 31.12.2023 förmlich eingeleitet … bzw. Bebauungspläne, die im Verfahren 
nach § 13b BauGB aufgestellt wurden …, unter bestimmten Voraussetzungen und 
Einschränkungen … in entsprechender Anwendung des § 13a BauGB abgeschlos-
sen bzw. geheilt werden können. Hierbei dürfte es wohl um einen „Rechtsfolgenver-
weis“ handeln. Dass tatsächlich aber auch die tatbestandlichen Voraussetzungen 
des § 13b BauGB (Grundfläche von weniger als 10.000 m², Zulassung nur von 
Wohnnutzung und Anschluss an die im Zusammenhang bebauten Ortsteile) vorgele-
gen haben müssen, damit die Verfahren unter Inanspruchnahme des § 13a BauGB 
beendet bzw. geheilt werden können, erscheint aus Sicht des Gesetzes jedenfalls 
nach seinem Wortlaut nicht zwingend erforderlich. 
 
Aufgrund der o.g. Ausführungen ist die Ortsgemeinde der Überzeugung, ihrer Vor-
bildfunktion gerecht zu werden und auf Grundlage des aktuellen Baurechts und der 
Naturschutzgesetzgebung zu handeln.   
Nach intensiver Diskussion wird daher an der Aufstellung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes auf Basis des § 215a BauGB festgehalten. Die Notwendigkeit in ein 
klassisches Vollverfahren zu wechseln wird nicht gesehen und daher abgelehnt. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
2.5 Referat Untere Landesplanung 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
 
Starkregen 
Die Regionalstelle Wasserwirtschaft der SGD Nord wurde bereits im Verfahren betei-
ligt. 
Die Begründung zum Bebauungsplan enthält bereits Aussagen zum Thema Starkre-
gen. Unterhalb des Plangebietes befindet sich aufgrund der vorhandenen Topografie 
eine Fluttrasse. 
Der genannte Abflussweg liegt neben dem Plangebiet und grenzt an die künftige 
Rückhaltefläche an. Direkte Beeinträchtigungen/Gefährdungen für das Plangebiet/die 
künftige Bebauung bestehen daher nicht. 
 
Verfahrensart 
Den Ausführungen der Abteilung Landesplanung wird widersprochen.  
In diesem Zusammenhang wird auf die aktuelle Rechtsauffassung der Anwaltskanz-
lei Jeromin/Kerkmann verwiesen. Diese bewertet die aktuelle Situation wie folgt: 
 
„In der gefundenen Ausgestaltung sieht die Abwicklungsvorschrift des neuen § 215a 
BauGB indes nur vor, dass Bebauungsplanverfahren, die nach § 13b BauGB vor Ab-
lauf des 31.12.2023 förmlich eingeleitet … bzw. Bebauungspläne, die im Verfahren 
nach § 13b BauGB aufgestellt wurden …, unter bestimmten Voraussetzungen und 
Einschränkungen … in entsprechender Anwendung des § 13a BauGB abgeschlos-
sen bzw. geheilt werden können. Hierbei dürfte es wohl um einen „Rechtsfolgenver-
weis“ handeln. Dass tatsächlich aber auch die tatbestandlichen Voraussetzungen 
des § 13b BauGB (Grundfläche von weniger als 10.000 m², Zulassung nur von 
Wohnnutzung und Anschluss an die im Zusammenhang bebauten Ortsteile) vorgele-
gen haben müssen, damit die Verfahren unter Inanspruchnahme des § 13a BauGB 
beendet bzw. geheilt werden können, erscheint aus Sicht des Gesetzes jedenfalls 
nach seinem Wortlaut nicht zwingend erforderlich. 
 
Aufgrund der o.g. Ausführungen wird nach intensiver Diskussion an der Aufstellung 
des vorliegenden Bebauungsplanes auf Basis des § 215a BauGB festgehalten. Die 
Notwendigkeit in ein klassisches Vollverfahren zu wechseln wird nicht gesehen und 
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daher abgelehnt. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
3.  Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz, Stellungnahme vom 02.04.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
Zum Thema Bergbau/Altbergbau haben sich im bisherigen Verfahren keine weiteren 
Erkenntnisse ergeben.  
 
Die Ausführungen zum Geologiedatengesetz werden als Hinweis in die Unterlagen 
aufgenommen. 
 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
4. Landesjagdverband, Stellungnahme vom 14.03.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 

 
 



Seite  12 
 

Würdigung: 
Da es sich vorliegend um ein Verfahren nach § 13b bzw. § 215a BauGB handelt, er-
folgt keine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. Folglich werden auch keine Ersatz-
/Ausgleichsmaßnahmen ermittelt und umgesetzt. 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
5. Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln, Stellungnahme 

vom 05.03.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
 

 
 
Würdigung: 
Da es sich vorliegend um ein Verfahren nach § 13b bzw. § 215a BauGB handelt, er-
folgt keine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. Folglich werden auch keine Ersatz-
/Ausgleichsmaßnahmen ermittelt und umgesetzt. 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
6.  SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Koblenz, Stellungnahme vom 

02.04.2024  
 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
Wasserbilanz 
Die Unterlagen werden um entsprechende Aussagen zum Thema Wasserhaushalts-
bilanz ergänzt. 
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Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
7.  Deutsche Telekom, Mayen, Stellungnahme vom 08.03.2024 
  
Inhalt der Stellungnahme: 

 

 

 
 
Würdigung: 
Die Versorgung des gesamten Plangebiets/aller Grundstücke kann über die anzule-
gende Erschließungsstraße grundsätzlich gewährleistet werden. Diese wird als öf-
fentliche Straße ausgewiesen und gewidmet.  
Die Ausweisung von Leitungstrassen für einzelne Anbieter oder Versorger ist daher 
weder notwendig noch sinnvoll. 
Dem Wunsch einer Ausweisung von „geeigneten Leitungstrassen/-zonen“ wird daher 
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widersprochen.  
 
Das Merkblatt „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ ist im Rahmen der wei-
teren Fachplanungen sowie im Rahmen der baulichen Ausführung zu beachten. 
 
Die Unterlagen enthalten bereits einen entsprechenden Hinweis bezüglich der 
(rechtzeitigen) Information der Ver- und Entsorger vor Baubeginn. 
Eine Beschlussfassung ist entbehrlich. 
 
8.   Landesbetrieb Mobilität, Cochem, Stellungnahme vom 19.04.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 

 

 

 
 
Würdigung: 
 
Das Plangebiet liegt in einer Entfernung von mind. 90 m nördlich der innerörtlich ge-
legenen B258. 
 
Unmittelbar angrenzend an die Hauptstraße -und damit deutlich näher- findet sich 
bereits eine Vielzahl vorhandener (Wohn-)Bebauung.  
 
Für die B258 werden in der Verkehrsstärkenkarte Rheinland-Pfalz für den betreffen-
den Abschnitt 3.431 Fahrzeuge pro Tag angegeben. Der Schwerlastanteil liegt bei 
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6%. Die Werte sind somit als vergleichsweise gering einzustufen. 
  
Aufgrund der getätigten Ausführungen ist nicht von unzulässigen oder unzumutbaren 
Belastungen für die künftige Bebauung bzw. deren Bewohner auszugehen. Daher 
wird von der Erstellung eines Gutachtens abgesehen. Es werden auch keine schall-
schützenden Maßnahmen vorgesehen. 
 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
 
9. WVZ Maifeld-Eifel, Stellungnahme vom 04.03.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
 

 

 
 
Würdigung: 
 
Aufgrund der vorhandenen Leitungen wird von einer Überpflanzung der Verkehrs-
grünflächen mit Bäumen oder Sträuchern abgesehen. 
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Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
10. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Generaldirektion Landesarchäologie,   

Koblenz, Stellungnahme vom 13.03.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
Die GDKE wird rechtzeitig vor den Erschließungsarbeiten und dem Oberbodenabtrag 
informiert, damit die gewünschte Sichtung ermöglicht wird. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
1.2  Beschluss über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes gemäß § 

3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt, den aktuellen Entwurf mit Würdigung der Anregun-
gen aus der frühzeitigen Beteiligung auf die Dauer von mindestens einem Monat 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB und die Nachbargemeinden sind gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von mindestens einem 
Monat zu geben. 
Die Verwaltung wird mit der Durchführung der vorstehenden Verfahren beauftragt. 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja 5 

Nein 0 

Enthaltung 0 

Befangenheit 0 
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 2 Bebauungsplan "Weiler Weg" 
2.1. Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung 
vorgebrachten Anregungen 
2.2. weitere Plananpassungen 
2.3. Beschluss über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes ge-
mäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Vorlage: 036/105/2024 

 
2.1  Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung vorge-

brachten Anregungen 
 
Auch durch diesen umfangreichen Tagesordnungspunkt führt Herr Schmutzler, Inge-
nieurgesellschaft Dr. Siekmann und Partner, Thür. 
 
Der Ortsgemeinderat von Hirten hat am 23.11.2022 den Beschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes "Weiler Weg" gefasst. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB durch Ausle-
gung erfolgte vom 07.03. bis zum 08.04.2024. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
erfolgte durch Email vom 29.02.2024. Gelegenheit zur Stellungnahme gem. § 4 Abs. 
1 BauGB wurde bis zum 08.04.2024 gegeben. 
 
Folgende Beteiligte haben mitgeteilt, dass ihrerseits keine Anregungen vorzubringen 
sind: 

1. Bundeswehr, BaIUD, Bonn 
2. Deutsche Flugsicherung, Langen 
3. Deutscher Wetterdienst, Offenbach 
4. Eifelverein 
5. Forstamt Ahrweiler 
6. Handwerkskammer Koblenz 
7. Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung, Koblenz 
8. Landesfischereiverband, Ockenheim 
9. PLEdoc GmbH, Essen 

10. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Rp e.V. 
11. Westnetz, Saffig 
12. WVZ Maifeld-Eifel 

 
Zu folgenden Stellungnahmen sind Beratungen / Beschlüsse erforderlich: 
 

1. Bauern- und Winzerverband 
2. Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Westerwald-Osteifel 
3. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie 
4. Generaldirektion Kulturelles Erbe, praktische Denkmalpflege 
5. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Abt. erdgeschichtliche Denkmalpflege 
6. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Gesundheitsamt, Mayen 
7. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referate Bauleitplanung, untere Landespla-

nung, Straßenverkehr, Brandschutz und Naturschutz, Wasserwirtschaft sowie   
Dorferneuerung 
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8.   LBM Cochem-Koblenz 
9.   Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz  
10. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Koblenz 
11.  Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln 
12.  SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Koblenz 
13.  Deutsche Telekom, Mayen 

 
1. Bauern- und Winzerverband, Stellungnahme vom 12.03.2024 
Inhalt der Stellungnahme: 

 
 
Würdigung: 
Die Zustimmung des Grundstückseigentümers ist hier nicht erforderlich.  Die betrieb-
liche Situation des Herrn Engels ist der Ortsgemeinde jedoch bewusst. Daher wur-
den bereits im Vorfeld des Verfahrens Gespräche geführt und ein Flächentausch als 
einzige Alternative vorabgestimmt. Die Ortsgemeinde ist derzeit dabei geeignete Flä-
chen zu eruieren und diese mit dem Ziel eines Tauschs kurzfristig zu erwerben.   
Der Tausch soll kurzfristig, in jedem Fall vor Umsetzung des Baugebietes durchge-
führt werden.  
  
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
 

2. Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Westerwald-Osteifel, Stellung-
nahme vom 09.04.2024 

Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
Bei einem Flächenverlust von ca. 2.700 qm kann von einer Existenzgefährdung für 
einen landw. Vollerwerbsbetrieb noch keine Rede sein. Die Gemeinde wird dem Be-
triebsinhaber aber eine adäquate Ersatzfläche hierzu anbieten, so dass im Ergebnis 
die Betriebsfläche wachsen wird. Entsprechende Gespräche laufen bereits. 
Aufgrund der zu erwartenden Vergrößerung der Betriebsfläche besteht für ein land-
wirtschaftliches Gutachten kein Bedarf. 
 
Der Bedarf für die ausgewiesenen Baugebiete ist in der Begründung ausreichend 
dargelegt. 
 
Die südliche Abgrenzung ist bedingt durch die für die Umsetzung des Plangebietes 
erforderliche Fläche gewählt worden. Eine Begradigung der südlichen Grenze wurde 
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nicht vorgenommen, um die vorhandene Betriebsfläche nicht unnötig zu schmälern 
und, da sie für die Planung nicht benötigt wird. 
Eine Verschlechterung der Bewirtschaftung aus agrarstruktureller Sicht wird nicht 
gesehen. Auch im heutigen Zustand gibt es bereits genug Ackerflächen, die nicht 
rechteckig oder orthogonal aufgebaut sind. 
 
Aufgrund der o.g. Ausführungen wird nach intensiver Diskussion an der Aufstellung 
des vorliegenden Bebauungsplanes festgehalten. Eine anderweitige Abgrenzung des 
Plangebiets wird abgelehnt. Die Forderung zur Erstellung eines landwirtschaftlichen 
Gutachtens wird zurückgewiesen. 
 
Die Begründung wird entsprechend dem redaktionellen Hinweis überarbeitet. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
 
3. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Stellung-

nahme vom 13.03.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 

 
Würdigung: 
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Die geforderte geophysikalische Prospektion wurde durchgeführt. Zu den hier erfass-
ten Verdachtspunkten auf archäologische Fundstellen wird vor Beginn der Erschlie-
ßungsarbeiten eine Sondierung vorgenommen.  
Änderungen an der Planung ergeben sich hieraus nicht. 
 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
 
4. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Landesarchäologie Erdgeschichte, Stel-

lungnahme 29.02.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
Die Hinweise der GDKE, Abt. erdgeschichtliche Archäologie betreffen überwiegend 
die Umsetzung des Baugebietes. Der Hinweis zur Anzeige-, Erhaltungs- und Abliefe-
rungspflicht wird in die Hinweise zu den Textlichen Festsetzungen übernommen. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
5.  Generaldirektion Kulturelles Erbe, Abt. erdgeschichtliche Denkmalpflege, 

Stellungnahme vom 09.04.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
 

 
 
Würdigung: 
 
Das Wegekreuz auf dem Flurstück 43/2 wird in den Bebauungsplan aufgenommen 
und durch entsprechende Festsetzung in seinem Erhalt gesichert. Die aufgeführten 
Hinweise werden übernommen und die Begründung ergänzt. 
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Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
6.  Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Gesundheitsamt, Mayen, Stellungnahme 

vom 09.04.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 

 

 
 
 
Würdigung: 
 
Der unter 2. genannte Hinweis hat keinerlei baurechtlichen Bezug und wird daher 
auch nicht in die Hinweise aufgenommen. 
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Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
7. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Stellungnahme vom 05.04.2024 
2.1 Referat Bauleitplanung 
 
Inhalt der Stellungnahme: 

 
 
Würdigung: 
Das angeführte Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes bezieht sich auf die Frage 
zur Überplanung einer Fläche nach § 13 a BauGB, also der Wertung als Innenortsla-
ge. Diese Fragestellung hat mit der Frage des Angrenzens i.S.d. früheren § 13 b 
BauGB wenig gemeinsam und ist hier somit nicht einschlägig. 
 
Zudem grenzt die geplante Ausweisung nachweislich an die bebaute Ortslage an. So 
ist im gesamten nördlichen Bereich bereits eine Bebauung vorhanden. 
 
Darüber hinaus wird auf die aktuelle Rechtsauffassung der Anwaltskanzlei Jero-
min/Kerkmann verwiesen. Diese bewertet die aktuelle Situation wie folgt: 
 
„In der gefundenen Ausgestaltung sieht die Abwicklungsvorschrift des neuen § 215a 
BauGB indes nur vor, dass Bebauungsplanverfahren, die nach § 13b BauGB vor Ab-
lauf des 31.12.2023 förmlich eingeleitet … bzw. Bebauungspläne, die im Verfahren 
nach § 13b BauGB aufgestellt wurden …, unter bestimmten Voraussetzungen und 
Einschränkungen … in entsprechender Anwendung des § 13a BauGB abgeschlos-
sen bzw. geheilt werden können. Hierbei dürfte es wohl um einen „Rechtsfolgenver-
weis“ handeln. Dass tatsächlich aber auch die tatbestandlichen Voraussetzungen 
des § 13b BauGB (Grundfläche von weniger als 10.000 m², Zulassung nur von 
Wohnnutzung und Anschluss an die im Zusammenhang bebauten Ortsteile) vorgele-
gen haben müssen, damit die Verfahren unter Inanspruchnahme des § 13a BauGB 
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beendet bzw. geheilt werden können, erscheint aus Sicht des Gesetzes jedenfalls 
nach seinem Wortlaut nicht zwingend erforderlich. 
 
Aufgrund der o.g. Ausführungen wird nach intensiver Diskussion an der Aufstellung 
des vorliegenden Bebauungsplanes auf Basis des § 215a BauGB festgehalten. Die 
Notwendigkeit in ein klassisches Vollverfahren zu wechseln wird nicht gesehen und 
daher abgelehnt. 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
2.2 Referat Brandschutz 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
 

 
 
Würdigung: 
Die geforderte Löschwassermenge von 800l/min (13,4 l/s) über 2 Stunden kann ge-
mäß Aussage des WVZ bereitgestellt werden. 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.3 Referat Wasserwirtschaft 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung ist nicht 
erforderlich. 
 
 
2.4 Referat Naturschutz 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
 

 

 
 
Würdigung: 
Die Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen zur Durchführung eines Verfah-
rens auf Basis des § 13b bzw. 215a BauGB obliegt nicht der Unteren Naturschutz-
behörde.  
Darüber hinaus wird auf die aktuelle Rechtsauffassung der Anwaltskanzlei Jero-
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min/Kerkmann verwiesen. Diese bewertet die aktuelle Situation wie folgt: 
 
„In der gefundenen Ausgestaltung sieht die Abwicklungsvorschrift des neuen § 215a 
BauGB indes nur vor, dass Bebauungsplanverfahren, die nach § 13b BauGB vor Ab-
lauf des 31.12.2023 förmlich eingeleitet … bzw. Bebauungspläne, die im Verfahren 
nach § 13b BauGB aufgestellt wurden …, unter bestimmten Voraussetzungen und 
Einschränkungen … in entsprechender Anwendung des § 13a BauGB abgeschlos-
sen bzw. geheilt werden können. Hierbei dürfte es wohl um einen „Rechtsfolgenver-
weis“ handeln. Dass tatsächlich aber auch die tatbestandlichen Voraussetzungen 
des § 13b BauGB (Grundfläche von weniger als 10.000 m², Zulassung nur von 
Wohnnutzung und Anschluss an die im Zusammenhang bebauten Ortsteile) vorgele-
gen haben müssen, damit die Verfahren unter Inanspruchnahme des § 13a BauGB 
beendet bzw. geheilt werden können, erscheint aus Sicht des Gesetzes jedenfalls 
nach seinem Wortlaut nicht zwingend erforderlich. 
 
Dem Vorwurf „es habe keine Kartierung des Grünlands nach wissenschaftlichen Me-
thodenstandarts stattgefunden“ wird widersprochen. 
Diese ist nachweislich der im Verfahren beigefügten Unterlagen mittels zwei Vegeta-
tionsaufnahmen nach der anerkannten Methodik von Braun-Blanquet durchgeführt 
worden. Hierbei haben sich keine Hinweise auf eine Betroffenheit ergeben. Es han-
delt sich um ein Wiesenstück, dass anliegend zur Wohnbebauung mehrmals gemäht 
wird. 
 
Aufgrund der o.g. Ausführungen ist die Ortsgemeinde der Überzeugung, ihrer Vor-
bildfunktion gerecht zu werden und auf Grundlage des aktuellen Baurechts und der 
Naturschutzgesetzgebung zu handeln.   
Nach intensiver Diskussion wird daher an der Aufstellung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes auf Basis des § 215a BauGB festgehalten. Die Notwendigkeit in ein 
klassisches Vollverfahren zu wechseln wird nicht gesehen und daher abgelehnt. Eine  
Veranlassung weitere Untersuchungen zum Thema Pauschalschutz von Grünland 
durchzuführen wird nicht gesehen. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
2.5 Referat Untere Landesplanung 
Inhalt der Stellungnahme: 

 
Würdigung: 
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Es handelt sich ein Verfahren nach § 215 a BauGB i.V.m. § 13 a BauGB. § 215 a 
BauGB als „Heilungsvorschrift“ zum früheren § 13 b BauGB fordert maximal die Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen des § 13 b BauGB. Diese wurde abgeprüft und als zu-
treffend festgestellt. Der Verweis auf § 13 a BauGB bezieht sich lediglich auf das 
Verfahren und auf Rechtsfolgen, die sich aus der Anwendung dieses Verfahrens er-
geben. 
Darüber hinaus wird auf die aktuelle Rechtsauffassung der Anwaltskanzlei Jero-
min/Kerkmann verwiesen. Diese bewertet die aktuelle Situation wie folgt: 
„In der gefundenen Ausgestaltung sieht die Abwicklungsvorschrift des neuen § 215a 
BauGB indes nur vor, dass Bebauungsplanverfahren, die nach § 13b BauGB vor Ab-
lauf des 31.12.2023 förmlich eingeleitet … bzw. Bebauungspläne, die im Verfahren 
nach § 13b BauGB aufgestellt wurden …, unter bestimmten Voraussetzungen und 
Einschränkungen … in entsprechender Anwendung des § 13a BauGB abgeschlos-
sen bzw. geheilt werden können. Hierbei dürfte es wohl um einen „Rechtsfolgenver-
weis“ handeln. Dass tatsächlich aber auch die tatbestandlichen Voraussetzungen 
des § 13b BauGB (Grundfläche von weniger als 10.000 m², Zulassung nur von 
Wohnnutzung und Anschluss an die im Zusammenhang bebauten Ortsteile) vorgele-
gen haben müssen, damit die Verfahren unter Inanspruchnahme des § 13a BauGB 
beendet bzw. geheilt werden können, erscheint aus Sicht des Gesetzes jedenfalls 
nach seinem Wortlaut nicht zwingend erforderlich. 
 
Aufgrund der o.g. Ausführungen wird nach intensiver Diskussion an der Aufstellung 
des vorliegenden Bebauungsplanes auf Basis des § 215a BauGB festgehalten. Die 
Notwendigkeit in ein klassisches Vollverfahren zu wechseln wird nicht gesehen und 
daher abgelehnt. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
8. LBM Cochem-Koblenz, Stellungnahme vom 19.04.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
Das Plangebiet befindet sich in einer Entfernung von 60 – 230 m zur L 97 und wird 
durch die zwischenliegende Bebauung von dieser abgeschirmt.  
Für die L 97 werden in der Verkehrsstärkenkarte Rheinland-Pfalz 696 Fahrzeuge 
pro Tag angegeben. Der Schwerlastanteil liegt bei 3%. Die Werte sind somit als 
sehr gering einzustufen. 
Ein Erfordernis zur Untersuchung von Lärmimmissionen drängt sich hier nicht auf. 
 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
9.  Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz, Stellungnahme vom 02.04.2024 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
 
Zum Thema Bergbau/Altbergbau haben sich im bisherigen Verfahren keine weiteren 
Erkenntnisse ergeben.  
 
Die Ausführungen zum Geologiedatengesetz werden als Hinweis in die Unterlagen 
aufgenommen. 
 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
 
10. Landwirtschaftskammer rlp, Stellungnahme vom 05.04.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 

 
 
Würdigung: 
 
Mit dem Landwirt wurden bereits Gespräche mit der grundsätzlichen Einigung auf 
Tausch von landwirtschaftlichen Flächen geführt. Im Ergebnis wird sich die Betriebs-
fläche des Landwirtes vergrößern. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
5 

Nein 
0 

Enthaltung 
0 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
 
11. Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln, Stellungnahme 

vom 04.03.2024 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
 
Die festgelegte Ausgleichsfläche wird der RMR im Rahmen der Offenlage mitgeteilt. 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
12.  SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Koblenz, Stellungnahme vom 

02.04.2024  
 
Inhalt der Stellungnahme: 

 



Seite  35 
 

 
 
 
Würdigung: 
 
Zur Erlaubnis der Kläranlage: 
Es wird derzeit überlegt die Abwasserreinigung der Abwassergruppen Urmersbach, 
Mimbachtal und Oberes Elztal zu zentralisieren bzw. diese Abwassergruppen an die 
KA Karbachtal anzuschließen. Grundsätzlich ist ein Umbau der KA Karbachtal ange-
dacht. Wie sich dieser Umbau gestaltet, hängt jedoch davon ab, welche der zuvor 
genannten Abwassergruppen tatsächlich an die KA Karbachtal angeschlossen wer-
den sollen. 
 
Es wurde eine Schmutzfrachtberechnung für das Einzugsgebiet der KA Karbachtal 
mit Anschluss aller zuvor angeführten Abwassergruppen durchgeführt. Auf Basis 
dieser Schmutzfrachtberechnung wurde der Bau eines netzabschließenden RÜB vor 
der KA Karbachtal mit einem Volumen von V = 500 m³ festgelegt. Auf Grundlage die-
ser Festlegung ist später dann ein entsprechendes QM für die KA Karbachtal auszu-
legen, wenn feststeht, welche zusätzlichen Anschlüsse an die KA Karbachtal tat-
sächlich umgesetzt werden sollen. 



Seite  36 
 

 
Das zuvor angeführte netzabschließende RÜB mit V = 500 m³ befindet sich bereits 
im Bau, um die Teichkläranlage von der Mischwasserbehandlung zu entlasten. Zu-
dem wurde übergangsweise, bis die Ausbaugröße für den Umbau der KA Karbachtal 
feststeht, eine provisorische SBR-Anlage auf dem KA-Gelände errichtet, um die 
Teichkläranlage hinsichtlich eines weitergehenden Stickstoffabbaus zu ertüchtigen. 
 
Aufgrund des zuvor beschriebenen Sachverhaltes gehen die B-Pläne „Weiler Weg“ 
in Hirten, „Zwischen der Straße“ in Hirten-Kreuznick, „Am Streite“ in Nachtsheim und 
„Auf Honig“ in Münk in die Planungen zum KA-Umbau Karbachtal mit ein. 
 
Da die KA Karbachtal noch über freie Kapazitäten verfügt, provisorisch ertüchtigt 
wurde und kurzfristig ein neues vorgeschaltetes RÜB erhält, kann auf dieser Kläran-
lage übergangsweise auch das Abwasser von zusätzlich rd. 110 Einwohnern aus 
Hirten / Kreuznick (hier Trennentwässerung) mitbehandelt werden. Für die KA Mim-
bachtal ist ein Einwohnerzuwachs von zusätzlich rd. 130 Einwohnern aus Münk und 
Nachtsheim (hier Trennentwässerung) in der vorliegenden Schmutzfrachtberechnung 
bereits berücksichtigt.    
 
 
Wasserhaushaltsbilanz 
Die Unterlagen wurden um entsprechende Aussagen zum Thema Wasserhaushalts-
bilanz ergänzt. 
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13.  Deutsche Telekom, Mayen, Stellungnahme vom 06.03.2024  
 
Inhalt der Stellungnahme: 
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Würdigung: 
 
Die Versorgung des gesamten Plangebiets/aller Grundstücke kann über die anzule-
gende Erschließungsstraße grundsätzlich gewährleistet werden. Diese wird als öf-
fentliche Straße ausgewiesen und gewidmet.  
Die Ausweisung von Leitungstrassen für einzelne Anbieter oder Versorger ist daher 
weder notwendig noch sinnvoll. 
Dem Wunsch einer Ausweisung von „geeigneten Leitungstrassen/-zonen“ wird daher 
widersprochen.  
 
Das Merkblatt „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ ist im Rahmen der wei-
teren Fachplanungen sowie im Rahmen der baulichen Ausführung zu beachten. 
 
Die Unterlagen enthalten bereits einen entsprechenden Hinweis bezüglich der 
(rechtzeitigen) Information der Ver- und Entsorger vor Baubeginn. 
Eine Beschlussfassung ist entbehrlich. 
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2.2 Weitere Anpassungen. 
 
Herr Schmutzler stellt dem Rat den Umweltbericht und die vorgesehenen Aus-
gleichsmaßnahmen vor. 
 
Beschluss 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt den Umweltbericht und die vorgesehenen Aus-
gleichsmaßnahmen in der vorgestellten Form, sowie die Integration in die Planunter-
lagen. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
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2.3  Beschluss über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes gemäß § 

3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt, den aktuellen Entwurf mit Würdigung der Anregun-
gen aus der frühzeitigen Beteiligung auf die Dauer von mindestens einem Monat 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB und die Nachbargemeinden sind gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von mindestens einem 
Monat zu geben. 
 
Die Verwaltung wird mit der Durchführung der vorstehenden Verfahren beauftragt. 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ein- 
stimmig 
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Abstimmungsergebnis: 
 

Ja 5 

Nein 0 

Enthaltung 0 

Befangenheit 0 
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 3 Wahl einer/eines besonderen stellvertretenden Wahlleiterin/Wahlleiters 

für die Ortsbürgermeisterwahl gemäß § 59 KWG 
Vorlage: 036/095/2024 

 
Beschluss: 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt 
 
1. Aufgrund des § 40 Abs. 5 S. 1 2. Halbsatz GemO die Wahl in offener Abstim-

mung durchzuführen. 
 
2. Entsprechend dem Vorschlag Jürgen Laux 

zum besonderen stellvertretenden Wahlleiter für die Ortsbürgermeisterwahl zu 
wählen. 

 
Der Ortsbürgermeister nimmt an der Wahl nicht teil (§ 36 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 GemO). 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja 4 

Nein 0 

Enthaltung 0 

Befangenheit 0 

 
 
 4 Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Realsteuern ab dem 

Jahr 2025 (Hebesatzsatzung) 
Vorlage: 036/103/2024 

 
Beschluss: 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt die als Anlage beigefügte Hebesatzsatzung für das 
Haushaltsjahr 2025. 
 
Die Hebesatzsatzung ist Bestandteil der Niederschrift (Anlage 1). 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja 5 

Nein 0 

Enthaltung 0 

Befangenheit 0 
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 5 Finanzstatusbericht 2024 
Vorlage: 036/104/2024 

 
Nach § 21 GemHVO ist der Gemeinderat während des Haushaltsjahres über den 
Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten. 
 
Der Ortsgemeinderat nimmt den Finanzstatusbericht zur Kenntnis. 
  
 
 
 6 Tempo 30 Obere Dorfstraße 

 
Die Obere Dorfstraße hat erhebliche Straßenschäden. Zur Sicherstellung der Ver-
kehrssicherheit ist eine Begrenzung der Geschwindigkeit auf Tempo 30 zu empfeh-
len. 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig, die Verwaltung mit der Prüfung von 
Tempo 30 wegen Straßenschäden in der Oberen Dorfstraße zu beauftragen.   
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja 5 

Nein 0 

Enthaltung 0 

Befangenheit 0 

 
 
 
 7 Einwohnerfragestunde 

 
Bürgermeister Engels beantwortet die aufgekommenen Fragen aus der Bürgerschaft 
in Bezug auf die beiden Bebauungspläne.  
 
 
 8 Mitteilungen 

 
Bürgermeister Engels informiert über die illegalen Müllablagerungen und gibt die 
Termine für den Seniorentag (02.11.2024) und den Martinstag (08.11.2024) bekannt. 
 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sit-
zung um 22.05 Uhr.  
 
 
 
________________     __________________ 
Vorsitzender Schriftführerin 
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